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Die neue Bundesverfassung, die am 1. Januar 2000 in Kraft getreten ist, 

bringt keine grundlegenden materiellen Änderungen im schweizerischen 

Verfassungsrecht. Ausgehend vom Konzept der Nachführung, das als Leit­

idee die Verfassungsreform geprägt hat, waren der Innovation relativ enge 

Grenzen gesetzt. Der innovatorische Gehalt der neuen Verfassung sollte 

aber trotzdem nicht unterschätzt werden. Gewisse Neuerungen und Neu­

formulierungen können wichtige Impulse für dynamische Weiterentwick­

lungen geben. 

Es ist Aufgabe von Praxis und Lehre, die Tragweite der neuen Bestim­

mungen zu klären, Entwicklungsmöglichkeiten aufzuzeigen und eine 

zukunftsgerichtete Umsetzung des Verfassungsrechts anzustreben. Zu die­

sen neuen Bestimmungen gehören insbesondere auch die Artikel 163 (Form 

der Erlasse der Bundesversammlung) und Artikel 164 (Gesetzgebung), die 

für die legistische Arbeit von grosser Bedeutung sind. Aus der Sicht der 

Gesellschaft für Gesetzgebung war es deshalb naheliegend, die diesjährige 

Wissenschaftliche Tagung diesen beiden Bestimmungen zu widmen. 

Artikel 163 regelt die Formen der Erlasse der Bundesversammlung. Er 

versucht, die bislang, d. h. bis.zum Inkrafttreten der Änderung vom 8. Okto­

ber 1999, geltende Regelung des Geschäftsverkehrsgesetzes (GVG) zu ver­

einfachen und hebt diese Regelung gleichzeitig auf die Verfassungsstufe. 

Unter Berücksichtigung von zwei Kriterien (rechtsetzender Chrarakter einer 

Regelung ja/nein; Referendum ja/nein) sollen neu grundsätzlich vier Kate­

gorien von Erlassen unterschieden werden: das Bundesgesetz (Rechtset­

zung/Referendum), die Verordnung (Rechtsetzung/kein Referendum), der 

Bundesbeschluss (keine Rechtsetzung/Referendum) und der einfache Bun­

desbeschluss (keine Rechtsetzung/kein Referendum). 

In Artikel 164 enthält die neue Bundesverfassung eine materielle 

Umschreibung des Gesetzesbegriffs. Auch diese Bestimmung konstitutio­

nalisiert Elemente einer bisher bereits im Geschäftsverkehrsgesetz, insbe­

sondere im bis Ende 1999 gültigen ArtikelS Absatz 2 GVG, enthaltenen Rege­

lung. Zum Teil ergänzt sie die bisherige gesetzliche Regelung (erweiterte 

Aufzählung in den Buchstaben a - fvon Art. 164 Absatz 1 BV), zum Teil ver-
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